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1. Einleitung 

In Deutschland besteht zurzeit ein breiter Konsens darüber, die Stromversorgung mit der Energie-
wende zukünftig weitestgehend erneuerbar zu organisieren. Wie dieses System konkret gestaltet 
sein wird und welcher Entwicklungspfad eingeschlagen werden soll, ist hingegen weniger eindeu-
tig. Das Für und Wider eines dezentralen vs. eines zentralen Stromversorgungssystems ist dabei 
ein wesentlicher Aspekt der Debatte. Sowohl eine zentrale als auch eine dezentrale Ausprägung 
und verschiedene Zwischenstufen zwischen diesen beiden Polen können im Prinzip letztlich zu 
einer Versorgung mit erneuerbaren Energien führen, können ansonsten aber sehr unterschiedliche 
Auswirkungen haben.  

Dieser Beitrag hat das Ziel, eine strukturierte Diskussion über verschiedene Visionen zentraler und 
dezentraler Stromversorgungssysteme und ihre jeweiligen Effekte zu unterstützen. Er wurde im 
Rahmen der Wissenschaftlichen Koordination des vom BMBF geförderten Forschungsprogramms 
„Umwelt- und gesellschaftsverträgliche Transformation des Energiesystems“ erstellt.1 

Ausgangspunkt dieses Artikels ist eine Untersuchung unterschiedlicher technisch-ökonomischer 
Systemdimensionen, die zentral bzw. dezentral ausgestaltet sein können und die zwischen Erzeu-
gungstechnologien bzw. der Anschlussnetzebene, Erzeugungsstandorten, Flexibilitätsoptionen 
sowie Systemsteuerung differenziert (Bauknecht und Funcke 2013; Funcke und Bauknecht 
forthcoming 2015). Diese Dimensionen sollen es ermöglichen, verschiedene zentrale und dezent-
rale Konzepte klarer zu unterscheiden, ebenso wie mögliche Mischformen zu formulieren. 

Darauf aufbauend werden Entwicklungen in diesen Dimensionen jeweils anhand verschiedener 
Kriterien bewertet. Dies soll verdeutlichen, welche Vor- oder Nachteile bei einer zentralen oder 
dezentralen Ausgestaltung der jeweiligen Systemdimension zu erwarten sind. Als Ausgangspunkt 
für die in diesem Artikel formulierten Kriterien dient das energiepolitische Zieldreieck, welches die 
Kategorien Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit und Umweltverträglichkeit beinhaltet.  

In der Transformationsforschung wird das Stromversorgungssystem als sozio-technisches System 
beschrieben, das nicht nur die physische Infrastruktur umfasst, sondern stark durch soziale Struk-
turen, Institutionen und Akteure beeinflusst und geprägt wird (Geels 2002; Loorbach et al. 2010). In 
diesem Artikel wird die Perspektive daher um einige wesentliche sozio-politische Dimension erwei-
tert. Neben den technisch-ökonomischen Kriterien sind somit auch Fragen der Eigentumsvertei-
lung sowie der Demokratisierung und der Governance des Energiesystems ein wichtiger Bestand-
teil der Debatte um zentrale vs. dezentrale Systeme. Zum einen geht es darum, eine erneuerbare 
Stromversorgung zu möglichst geringen Kosten bei gleichbleibender Versorgungssicherheit aufzu-
bauen. Zum anderen ist die Energiewende aber bei vielen Akteuren auch mit dem Ziel verknüpft, 
die Stromversorgung im Sinne von Demokratisierung und Eigentumsverteilung anders zu organi-
sieren als bisher. Wichtig ist dabei auch die Frage, inwiefern eine technische Dezentralisierung 
zwangsläufig mit einer sozio-politischen Dezentralisierung verknüpft ist. 

                                                           
1  Siehe: http://www.transformation-des-energiesystems.de/ (zuletzt abgerufen am 28.072015) 

http://www.transformation-des-energiesystems.de/
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Die technisch-ökonomische Bewertung baut auf der Literatur auf und gibt einen Überblick über 
wichtige Tendenzen. Ein Schwerpunkt bildet dabei zunächst die ökonomische Bewertung, also die 
Auswirkungen verschiedener Ausgestaltungsvarianten auf die Systemkosten, d.h. hier die Kosten 
für Kraftwerke, Netze und Speicher. Die Darstellung hat nicht den Anspruch, die ökonomischen 
Auswirkungen zu quantifizieren oder die Kosten verschiedener Systemalternativen zu vergleichen, 
sondern Tendenzen aufzuzeigen. Die ökonomische Bewertung wird ergänzt um technische und 
ökologische Bewertungskriterien. Bei den möglichen Auswirkungen eines zentralen oder dezentra-
len (im Folgenden wird die Abkürzung „(de)zentral“ verwendet) Stromversorgungssystems auf die 
sozio-politische Struktur der Stromversorgung handelt es sich um eine erste Annäherung an die 
Thematik aus Gesamtsystem-Perspektive. Weiterführende Analysen und Erkenntnisse finden u.a. 
im Rahmen der Projekte des durch das BMBF geförderten Forschungsprogramms „Umwelt- und 
gesellschaftsverträgliche Transformation des Energiesystems“ statt. Weitere Hinweise zu vorhan-
denen Bewertungen in den genannten Dimensionen nehmen wir gerne entgegen. 

Im folgenden Kapitel wird die in diesem Artikel verwendete Typologie des Stromversorgungssys-
tems mit den unterschiedlichen Entwicklungsmöglichkeiten in Bezug auf (De)Zentralität beschrie-
ben. Die ökonomische Bewertung dieser Möglichkeiten erfolgt in Abschnitt 3.1, die technische in 
Abschnitt 3.2. Eine kurze Darstellung zu den ökologischen Auswirkungen sowie zur energetischen 
Effizienz des Systems erfolgt in Abschnitt 3.3. Aufbauend auf den techno-ökonomischen Sys-
temdimensionen liegt der Schwerpunkt in Kapitel 4 auf den sozio-politischen Auswirkungen eines 
Stromversorgungssystems, welches durch hohe Anteile von erneuerbaren Energien (EE) geprägt 
ist. Im Fokus steht hier insbesondere der Einfluss von (De)Zentralität im Stromversorgungssystem 
auf die System-Governance, auf die Frage nach (mehr) Demokratie und auf die Eigentumsverhält-
nisse. 

Die Frage, welche regulatorischen Rahmenbedingungen jeweils zur Verfügung stehen, um die 
Stromversorgung in den dargestellten Dimensionen in eine zentrale oder dezentrale Richtung zu 
entwickeln, wird in diesem Beitrag nicht diskutiert. 

2. Typologie verschiedener Dimensionen von (De)Zentralität 

Wenn von einem dezentralen oder zentralen Stromversorgungssystem die Rede ist, kann sich dies 
auf verschiedene Dimensionen beziehen. In der Literatur geht es oft vereinfachend um entweder 
zentrale oder dezentrale Systeme, so etwa bei Reiner Lemoine Institut gGmbH (2013). Tatsächlich 
stellt das Stromversorgungssystem jedoch eine Kombination aus unterschiedlichen Elementen dar, 
die jeweils zentral oder dezentral ausgeprägt sein können. Von dezentralen und zentralen Syste-
men zu sprechen, kann daher zu kurz greifen, und es sind verschiedene Mischformen denkbar 
(Bauknecht und Funcke 2013).  

Als Grundlage für eine differenzierte Betrachtung dient in diesem Papier die von Bauknecht und 
Funcke (2013) definierte Systemkonfigurationsmatrix, siehe Tabelle 1. Es werden vier technisch-
ökonomische Systemdimensionen unterschieden, die jeweils (de)zentral ausgeprägt sein können, 
namentlich Erzeugungstechnologien, Erzeugungsstandorte, Flexibilitätsoptionen sowie Sys-
temsteuerung. An dieser Stelle ist zu erwähnen, dass die betrachteten Parameter nicht nur rein 
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dezentral oder rein zentral ausgeprägt sein können, sondern diese eher Extrema einer Skala dar-
stellen. 

 

Tabelle 1: Mögliche Ausprägungen der Systemcharakteristika 

Quelle: basierend auf (Funcke und Bauknecht forthcoming 2015) 

 Kraftwerke Räumliche Ver-
teilung 

Flexibilität Steuerung 

Dezentral Kraftwerke sind auf der 
Verteilnetzebene ange-
bunden. 

Kraftwerke sind 
entsprechend der 
Nachfrage ver-
teilt. 

Flexibilität ist auf der 
Verteilnetzebene 
angebunden. 

Das System wird 
dezentral gesteuert 
(z.B. durch dezent-
rale Märkte/ VNB). 

Zentral Kraftwerke sind auf der 
Übertragungsnetzebene 
angebunden. 

Kraftwerke sind 
räumlich kon-
zentriert bzw. 
nicht entspre-
chend der Nach-
frage verteilt. 

 

Flexibilität ist auf der 
Übertragungsnetz-
ebene angebunden. 

Steuerung des Sys-
tems erfolgt zentral 
(z.B. über einen 
einheitlichen Spot-
marktpreis) 

 

Erstens unterscheidet der in der ersten Spalte von Tabelle 1 dargestellte Parameter der Kraftwerke 
zwischen verschiedenen Netzebenen, an denen die Kraftwerke angeschlossen sind: Zentrale 
Kraftwerke sind an die Übertragungsnetzebene angeschlossen, wohingegen sich dezentrale 
Kraftwerke auf Verteilnetzebene befinden. Die Ausprägung dieser Dimension macht zunächst kei-
ne Aussage über die Art der Erzeugungstechnologie, allerdings können durch die technischen Vo-
raussetzungen auf der jeweiligen Netzebene bestimmte Technologien ausgeschlossen werden. 
Eng verbunden mit der Anschlussebene ist auch die Größe der Kraftwerke, die wiederum ver-
knüpft ist mit der in Kapitel 4 diskutierten Eigentumsverteilung. 

Zweitens ist die räumliche Anordnung der Erzeugungsanlagen relevant. In dieser Dimension be-
deutet ein zentrales System, dass Kraftwerke räumlich konzentriert und damit typischerweise nicht 
entsprechend der räumlichen Verteilung der Nachfrage angeordnet sind. In der Praxis kommt eine 
räumliche Konzentration dann zustande, wenn Kraftwerke an Standorten mit jeweils für sie günsti-
gen Bedingungen errichtet werden, zum Beispiel mit günstigem Zugang zu Brennstoffen für kon-
ventionelle Kraftwerke oder Standorte mit guten Wind- oder Sonnenbedingungen für erneuerbare 
Energien. Umgekehrt sind Anlagen dann dezentral angeordnet, wenn sie entsprechend der Nach-
frage räumlich verteilt sind. Prinzipiell können sowohl zentrale als auch dezentrale Kraftwerke im 
Sinne der o.g. ersten Dimension entweder räumlich dezentral oder zentral verteilt sein. 

Drittens geht es um die Ausprägung der vorhandenen Flexibilitäten des Systems. Vergleichbar mit 
der Netzebene der Kraftwerke können auch Flexibilitäten zentral oder dezentral angeordnet wer-
den, was eine technologische Differenzierung der Flexibilitäten nach sich zieht. Auf Übertragungs-
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netzebene sind zum Beispiel Pumpspeicherwerke verortet. Dagegen ist es ein Kernelement der 
Entwicklungen, die unter dem Stichwort „Smart Grids“ stattfinden, dezentrale Flexibilitäten zu er-
schließen, zum Beispiel durch Lastmanagement bei kleineren Stromverbrauchern oder durch Fle-
xibilisierung dezentraler Erzeugungsanlagen (B.A.U.M. Consult GmbH 2013). 

Die vierte Dimension betrifft die Steuerung des Systems. Hierbei geht es vor allem um die Frage, 
auf welcher Ebene Erzeugung und Verbrauch ausgeglichen und Systemdienstleistungen erbracht 
werden. Findet der Ausgleich auf nationaler Ebene statt, zum Beispiel über die Strombörse EEX 
mit einem einheitlichen, „zentralen“ Preissignal, an dem sich alle Akteure orientieren, oder findet 
der Ausgleich zunächst kleinräumiger statt, zum Beispiel auf der Ebene der Verteilnetze. Im letzt-
genannten Fall orientiert sich zum Beispiel ein flexibler Verbraucher nicht am Preissignal der 
Strombörse, sondern an der lokalen Erzeugungssituation, beispielsweise vermittelt über ein loka-
les Preissignal.  

Bei einem dezentralen Ansatz ist zu unterscheiden, inwieweit sich der dezentrale Ausgleich an 
Netzengpässen orientiert, so dass zu bestimmten Zeiten mit unzureichenden Übertragungskapazi-
täten unterschiedliche Preiszonen entstehen oder ob zunächst grundsätzlich ein dezentraler Aus-
gleich stattfindet, auch in den Zeiten, in denen keine Netzengpässe bestehen. Auch im letzteren 
Fall würde jedoch in Zeiten, in denen ein dezentraler Ausgleich nicht möglich ist weil unzureichen-
de lokale Kraftwerkskapazitäten oder Flexibilitätsoptionen bestehen, soweit möglich auf die über-
geordnete Ebene zurückgegriffen werden. Ansonsten müssten auf dezentraler Ebene Back-up-
Kapazitäten und Flexibilitäten für alle Stunden des Jahres bereitgehalten werden (Peter 2013). 
Eine wichtige Frage für die dezentralen Konzepte ist, auf welcher Ebene ein dezentraler Ausgleich 
stattfindet (Region, Verteilnetz, Eigenverbrauch). Auf der Seite der zentralen Visionen kann eine 
weitere Zentralisierung dahingehend stattfinden, dass ein Ausgleich stärker als bisher länderüber-
greifend im europäischen Kontext stattfindet (Fürsch und Lindenberger 2013). 

3. Ökonomische und technische Bewertung von (De)Zentralität auf den System-
ebenen 

Nach der Darstellung verschiedener (de)zentraler Dimensionen geben wir im zweiten Schritt einen 
Überblick darüber, wie Entwicklungen in den dargestellten Dimensionen jeweils zu bewerten sind. 
Dabei geht es zum einen um ökonomische Effekte, d.h. um die Kosten des Stromversorgungssys-
tems: Im Bereich der ökonomischen Auswirkungen sind neben den Effekten auf Gesamtsysteme-
bene distributive Effekte zu erwähnen. Hierbei steht die Allokation der im Rahmen der Stromer-
zeugung entstehenden Kosten und Nutzen im Vordergrund. Waren in traditionellen zentralen 
Stromsystemen insbesondere die Nutzen eher konzentriert bei großen Energieversorgern zu fin-
den, so besteht die Erwartung, dass im Rahmen einer dezentralen Versorgung die Möglichkeit 
besteht, diese über eine größere Zahl an Akteuren zu verteilen (Reiner Lemoine Institut gGmbH 
2013; Hirschl et al. 2010). Im vorliegenden Papier liegt das Augenmerk zunächst auf der gesamt-
wirtschaftlichen Kosteneffizienz, Verteilungseffekte werden im Kapitel 4.3 “Eigentumsverteilung der 
Stromversorgungsinfrastruktur“ angesprochen. Die Frage, inwieweit in dezentralen Systemen mög-
licherweise eine höhere regionale Wertschöpfung erreicht werden kann und wie dies zu bewerten 
ist, wird hier nicht behandelt. 
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Zum anderen geht es um die Dimension der Versorgungssicherheit des Systems, also die Fähig-
keit, Störungen abzuwehren oder zu einer gewohnten Funktionsweise zurückzukehren (Wachs-
muth 2014). Ebenfalls wird hier die Komplexität des Systembetriebs betrachtet, welche besonders 
durch den Aufwand der Koordination und Steuerung definiert ist. 

Die vierte Bewertungskategorie betrachtet den Bereich der ökologischen Auswirkungen und der 
energetischen Effizienz, der den Impact eines betrachteten Versorgungssystems auf die Umwelt 
beschreibt. 

Tabelle 2 zeigt eine Übersicht der unterschiedlichen ökonomischen Auswirkungen der betrachteten 
Parameter, hier jeweils für die dezentrale Ausprähung. Diese Darstellung soll verdeutlichen, wel-
che Systematik im folgenden Abschnitt angewendet wird. Die Effekte der untersuchten Parameter 
auf die drei formulierten ökonomischen Kriterien werden in den folgenden Abschnitten behandelt. 

Tabelle 2: Ökonomische Auswirkungen einer dezentralen Ausrichtung des Versor-
gungssystems 

Quelle: Eigene Darstellung 

3.1. Ökonomische Auswirkungen 

Bei den ökonomischen Kriterien geht es darum, wie sich (de)zentrale Konzepte in den genannten 
Dimensionen (Netzebene der Kraftwerke, regionale Verteilung der Kraftwerke, Netzebene der Fle-
xibilitäten, Steuerung) jeweils auf die Systemkosten auswirken. Dazu gehören in unserer Betrach-
tung die Kosten der Kraftwerke, der Bereitstellung von Flexibilität und der Netze. 

3.1.1. (De)zentrale Kraftwerke 

Ein Kraftwerk kann entweder an die Übertragungs- oder die Verteilnetzebene angeschlossen wer-
den. Je nach Systemebene können unterschiedliche Auswirkungen in den betrachteten Kostenbe-
reichen beobachtet werden. 

Dimension der (DE-
)zentralisierung: 

Auswir-
kungen 

auf: 
Kraftwerke Netz Flexibilität 

Dezentrale Kraftwerke (3.1.1) = - = 

Dezentrale räumliche Verteilung 
(3.1.2) 

=/- + = 

Dezentrale Flexibilität (3.1.3) = +/- = 

Dezentrale Steuerung (3.1.4) - + - 

    
Mit: = Unverändert + Kostenreduktion - Kostenanstieg 
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3.1.1.1. Netzebene Kraftwerke – Kraftwerkskosten 

In der Vergangenheit wurden Kraftwerke vor allem auf Übertragungsnetzebene errichtet. Die zent-
rale Ausrichtung des Systems erfolgte besonders vor dem Hintergrund der Economies of Scale, 
die eine Reduktion der durchschnittlichen Kosten einer erzeugten Einheit Elektrizität durch eine 
Verteilung der nicht-vermeidbaren Fixkosten auf eine möglichst große Zahl an erzeugten Watt-
stunden beschreibt (Christensen und Greene 1976). Vor dem Hintergrund von technologischen 
Entwicklungen bei der dezentralen Erzeugung und erneuerbaren Erzeugungsanlagen hat dieser 
Effekt inzwischen insgesamt eine geringere Bedeutung, kann aber je nach Technologie unter-
schiedlich relevant sein. So zeigen sich Economies of Scale bei Photovoltaikanlagen und spiegeln 
sich entsprechend auch in Vergütung erneuerbarer Anlagen wider. Große Offshore-Windparks 
sind dagegen teurer als verteilte Onshore-Anlagen. 

Während zentrale Kraftwerke zu größeren Skaleneffekten führen können, zeichnen sich dezentrale 
Erzeugungsanlagen durch eine höhere Modularität einzelner Anlagen aus und weisen durch einen 
geringere Planungszeitraum eine höhere Flexibilität in Bezug auf Investitionsentscheidungen auf 
(Lovins et al. 2002). Es ist so möglich, den Aufbau von Erzeugungskapazität besser an die Ent-
wicklung der Nachfrage anzupassen. Bei großskaligen Investitionen auf zentraler Ebene kann es 
eher zu Über- oder Defizitkapazitäten kommen, da Kraftwerke über mehrere Jahre und zudem 
jeweils als große Kapazitätsblöcke geplant und errichtet werden. 

3.1.1.2.  Netzebene Kraftwerke – Netzkosten 

Durch eine Zunahme dezentraler Erzeugung, die an die Verteilnetzebene angeschlossen ist, muss 
diese Netzebene an diese neue Situation angepasst werden, da sie bisher auf einen vom Übertra-
gungsnetz kommenden Stromfluss ausgelegt waren (Agora Energiewende 2013). Ein erhöhter 
Kraftwerksausbau auf Verteilnetzebene erhöht so die notwendigen Investitionen des Ausbaus und 
der Anpassung auf Verteilnetzebene (Bliem et al. 2014). Bei zentralen Kraftwerken ist der Anpas-
sungsbedarf typischerweise geringer. 

3.1.2. (De)zentrale räumliche Verteilung 

3.1.2.1. Räumliche Verteilung – Kraftwerkskosten 

Der Parameter der räumlichen Verteilung betrifft konventionelle Kraftwerke und erneuerbare Er-
zeugungstechnologien sowie Flexibilitätsoptionen. Die Erzeugungskosten konventioneller Techno-
logien sind in erster Linie von Brennstoffkosten abhängig. Wie groß diese Kosten sind, hängt in 
erster Linie vom Transportweg hin zum Kraftwerk ab. Je geringer diese Entfernung, desto geringer 
die anfallenden Kosten. Für Kohlekraftwerke sind etwa Standorte in der Nähe von internationalen 
Häfen von Vorteil, da über diese eine Versorgung mit Steinkohle erfolgt. Braunkohlekraftwerke 
hingegen werden in der Nähe eines Tagebaus errichtet, über den sie mit Kohle versorgt werden. 

Erneuerbare Erzeugungsanlagen benötigen keine Versorgung mit Brennstoffen, sondern sind vom 
Dargebot der benötigten erneuerbaren Energieform abhängig. Da die Stromgestehungskosten 
erneuerbarer Energien in erster Linie von der Zahl der Volllaststunden abhängen, haben Anlagen 
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besonders dann geringe Erzeugungskosten, wenn sie an ertragreichen Standorten errichtet wer-
den (Consentec 2013). Neben dem Unterschied in den Gestehungskosten einzelner Anlagen sind 
in der Folge auch die notwendigen Gesamtinvestitionen in erneuerbare Anlagen von der Standort-
wahl abhängig. Je geringer der Ertrag individueller Anlagen, desto größer ist die notwendige Zahl 
an Anlagen, um eine bestimmte Stromenge zu erzeugen (Wimmer et al. 2014). Mit einer solchen 
Konfiguration ist direkt eine Erhöhung der Kraftwerksinvestitionen verbunden. 

3.1.2.2. Räumliche Verteilung – Flexibilitätskosten 

Neben einem Einfluss auf die Erzeugungsleistung wirkt sich die regionale Verteilung von Erzeu-
gungsanlagen auch die Anforderungen an die im System vorgehaltene Flexibilität aus. Eine Analy-
se der Windverteilung von Wimmer et al. (2014) zeigt, dass sich die maximale Residuallast und 
damit die maximal benötigte Erzeugungskapazität (als ein Indikator für den benötigten Flexibilitäts-
bedarf) im zentralen Szenario „Beste Standorte“ und im dezentralen Szenario „Gleichverteilung“ 
gleichen. Dies widerspricht der von den Autoren der genannten Studie eingangs aufgestellten Hy-
pothese, dass bei einer Gleichverteilung weniger Flexibilität benötigt wird. Vielmehr übersteigt der 
Effekt, dass bei einer dezentralen Verteilung insgesamt eine höhere Erzeugungskapazität benötigt 
wird, den gegenläufigen Effekt des Ausgleichs zwischen unterschiedlichen regionalen Profilen. 
Allerdings unterscheiden sich die beiden Szenarien bezüglich der durchschnittlichen und der ma-
ximalen Laständerungs-Gradienten. Im Szenario „Gleichverteilung“ sind die Gradienten flacher und 
das Gradienten-Maximum geringer. Die zusätzliche Leistung muss demnach weniger schnell zur 
Verfügung gestellt werden, um in Kombination mit der Windeinspeisung die Last zu jedem Zeit-
punkt zu decken. Eine Gleichverteilung reduziert demzufolge nicht per se den Kapazitätsbedarf, 
jedoch die Elastizitätsanforderungen an die Flexibilitätstechnologien. 

Umgekehrt heben andere Studien den positiven Effekt einer dezentralen räumlichen Verteilung 
hervor, vernachlässigen allerdings, dass in einem solchen Szenario insgesamt eine höhere instal-
lierte Leistung benötigt wird. Mono et al. (2014) kommen zu dem Ergebnis, dass eine ungleiche, 
d.h. zentrale Verteilung der Erzeugung die negative Residuallast deutlich erhöht.  

3.1.2.3. Räumliche Verteilung – Netzkosten  

Im Falle unterschiedlicher regionaler Verteilungen von erneuerbaren Energien besteht die berech-
tigte Frage, inwiefern sich dies auf den Bedarf an Netzausbau auf Übertragungsnetzebene aus-
wirkt. Es liegt die Vermutung nahe, dass ein dezentraler Ausbau zu geringeren Ausbaukosten 
führt, da im Falle lastnaher Erzeugung bzw. lastnaher Flexibilitätsoptionen der Strom über geringe-
re Entfernungen transportiert werden muss. Diese Vermutung bekräftigen auch die Ergebnisse von 
Hobbie und Möst (2014).  

Neben einer Reduktion des notwendigen Ausbaus auf Übertragungsnetzebene werden durch eine 
geringere Entfernung zwischen Erzeugung und Verbrauch ebenfalls die auftretenden Netzverluste 
reduziert (VDE 2007). Hierbei handelt es sich um Betriebskosten des Netzes, da dieser Verlust-
strom anderweitig bereitgestellt werden muss. Neben einem Transport von Erzeugung zu Ver-
brauch ist es ebenfalls denkbar, dass Transport von Erzeugungsanlagen zu Flexibilitätsoptionen 
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stattfindet. Während Flexibilitätsoptionen prinzipiell zur Netzentlastung eingesetzt werden können, 
kann es in diesem Fall auch zu einer zusätzlichen Belastung kommen (siehe Abschnitt 3.1.3). 

Eine Studie des Reiner Lemoine Instituts gGmbH (2013) untersucht den Übertragungsnetzaus-
baubedarf unterschiedlicher Regionalisierungen erneuerbarer Energien. Im Zentrum der Untersu-
chung stehen drei verschiedene Szenarien, die jeweils einen zentralen (Konzentration der Wind-
energie im Nordwesten Deutschlands) und dezentralen Ausbau erneuerbarer Energien für EE-
Anteile von 55 %, 80 % und 100 % untersuchen. In jedem der betrachteten Szenarien ist der Aus-
baubedarf bei einer zentralen räumlichen Anordnung größer als im dezentralen Fall. Bei EE-
Anteilen von 80 % übersteigen die benötigten Übertragungsnetzkapazitäten des zentralen Szena-
rios die des dezentralen Szenarios um 4 GW. Bei höheren EE-Anteilen nähern sich die Ausbaube-
darfe der Szenarien einander an, was durch die Ausschöpfung ertragreicher Standorte mit wach-
senden EE-Anteilen und einer damit verbundenen Annäherung des dezentralen und zentralen 
Szenarios bedingt ist. 

Auch die Studie von (Consentec 2013) kommt zu dem Schluss, dass bei einer Konzentration des 
EE-Ausbaus auf beste, d.h. zentrale Standorte der Netzausbaubedarf insgesamt höher ist als in 
einem Szenario, in dem die EE-Erzeugung verbrauchsnah verteilt wird. 

3.1.3. (De)zentrale Flexibilität2 

3.1.3.1. Netzebene Flexibilität – Kraftwerkskosten 

Vergleichbar mit der Erzeugung von Elektrizität wird Flexibilität auch auf verschiedenen Netzebe-
nen durch unterschiedliche Technologien bereitgestellt. Hier finden sich gleichfalls verschiedene 
Auswirkungen auf einzelne Aspekte der Systemkosten. Generell kann ein Einsatz von Flexibilitäten 
teurere Technologien aus dem Markt verdrängen und diese durch Strom, der zu Zeiten niedriger 
Preise gespeichert wurde, ersetzen, was zu einem effizienteren Systembetrieb führen kann (Ela et 
al. 2013). Bliem et al. (2014) beschreiben einen Rückgang der benötigten Kapazität von Erzeu-
gungsanlagen durch eine Kombination verschiedener (de)zentraler Flexibilitäten, dies führt zu ei-
ner Reduktion von Investitionen in Kraftwerke. Allerdings ist dieser Effekt prinzipiell unabhängig 
davon, ob die Flexibilität zentral oder dezentral bereitgestellt wird. 

3.1.3.2. Netzebene Flexibilität – Flexibilitätskosten 
Generell sind die Kosten im Bereich der Flexibilitäten eher von der verwendeten Technologie ab-
hängig als von der gewählten Netzebene. Eine Untersuchung des Öko-Instituts hat gezeigt, dass 
eine zentrale oder dezentrale Bereitstellung von Flexibilität insgesamt nur geringe Auswirkungen 
auf die Höhe der Flexibilitäts- und der Gesamtkosten hat (Bauknecht et al. 2015). 

                                                           
2  Als Flexibilitätsoptionen werden Technologien oder Prozesse bezeichnet, die dazu beitragen den Ausgleich von 

Erzeugung und Verbrauch zu ermöglichen und die Funktionalität des Stromnetzes zu unterstützen (Bauknecht et al. 
2015), also Stromspeicher, Lastmanagement, die Flexibilität von Kraftwerken und die Möglichkeit des räumlichen 
Ausgleichs über die Stromnetze. 
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3.1.3.3. Netzebene Flexibilität – Netzkosten 
Handelt es sich bei zentralen Flexibilitäten besonders um jene, die auf Übertragungsnetzebene 
angeordnet sind, so befinden sich dezentrale Flexibilitäten eher verteilt auf niederen Netzebenen. 
Je nach Anordnung können diese Flexibilitäten eine reduzierende Auswirkung auf die auftretenden 
Netzausbaukosten haben. Vor diesem Hintergrund ist die Nähe zu Erzeugungsanlagen bzw. Ver-
brauchsanlagen ausschlaggebend für die Belastung, die ein Betrieb von Flexibilitäten auf das Netz 
hat. Netzausbaubedarf entsteht hierbei besonders durch den Transport von Elektrizität zu erzeu-
gungsfernen Flexibilitäten über mehrere Netzebenen (Schaber et al. 2013; Ackermann et al. 2014). 

3.1.4. (De)zentrale Steuerung  

Mit fortschreitendem Ausbau erneuerbarer Energien und der damit verbundenen zunehmenden 
Installation von Erzeugungsanlagen auf dezentralen Netzebenen stellt sich die Frage, auf welcher 
Ebene das System gesteuert, d.h. wie der Ausgleich zwischen Erzeugung und Verbrauch koordi-
niert werden sollte. Im Bereich der Steuerung gibt es wie bei den anderen Charakteristika die Mög-
lichkeit einer dezentralen oder einer zentralen Umsetzung. 

3.1.4.1. Steuerung – Kraftwerkskosten und Flexibilitätskosten 

Eine dezentrale Steuerung bedeutet im Kontext dieses Papiers die Steuerung von allen Erzeu-
gungsanlagen und Flexibilitäten in einer dezentralen Einheit. Die konsequente Umsetzung eines 
solchen Ansatzes setzt eine ausreichend große Menge an dezentral erzeugter Energie bzw. an 
dezentraler Kapazität voraus, was hohe Kraftwerksinvestitionen nach sich zieht. Außerdem müs-
sen vor Ort dezentrale Flexibilitätsoptionen aufgebaut werden, wenn der lokale Ausgleich maxi-
miert werden soll. Bei einem dezentralen Ausgleich müssen also insgesamt höhere Erzeugungs- 
und Flexibilitätskapazitäten vorgehalten werden (VDE 2007). So zeigt Peter (2013), dass bei einer 
autarken dezentralen Optimierung große Mengen an Flexibilität und Erzeugungsleistung benötigt 
werden.  

Eine weitgehende Selbstversorgung ist nur umzusetzen, wenn die Möglichkeit der Installation einer 
ausreichend großen Menge an Erzeugungskapazitäten besteht, was nur in ländlichen Regionen 
der Fall ist. In Siedlungen und größeren Städten ist eine Umsetzung nicht realistisch (Schmidt et 
al. 2012). Ebenfalls ist denkbar, dass im Rahmen einer dezentralen Optimierung durch die Ver-
wendung eines regional installierten Kraftwerks in einer anderen Region erneuerbarer Über-
schussstrom abgeregelt werden muss, da dessen Nutzung in einer dezentralen Optimierung nicht 
berücksichtigt wird, was zu insgesamt höheren Betriebskosten führt. 

3.1.4.2. Steuerung – Netzausbaubedarf 

Im Falle einer dezentralen Versorgung und einer dezentralen Steuerung sind je nach Szenario 
unterschiedliche Auswirkungen auf die Investitions- und Betriebskosten der unterschiedlichen 
Netzbereiche zu beobachten. In jedem Fall ist es notwendig, das Verteilnetz auszubauen. Dies ist 
besonders der Infrastruktur geschuldet, die für eine Koordination eines dezentralen Systems not-
wendig ist (Deutsche Energie Agentur GmbH (dena) et al. 2012). Im Falle einer autarken Versor-
gung, die den dezentralsten Fall der Steuerungsdimension darstellt, entfällt die Notwendigkeit ei-
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nes Anschlusses an das Übertragungsnetz und die daraus resultierenden Investitionen (Sommer 
et al. 2003). Eine solche Entwicklung wird jedoch i.A. nicht angestrebt. Im wahrscheinlicheren Fall, 
dass die dezentral koordinierten Zellen über eine Verbindung an das Übertragungsnetz verfügen 
und nicht das Ziel einer autarken Versorgung haben, sind unterschiedliche Entwicklungen denkbar. 
Eine dezentrale Einheit kann unterstützend auf das Übertragungsnetz wirken, indem Flexibilitäten 
und Erzeugungsanlagen koordiniert werden und dadurch Netzengpässe reduziert werden. Dies 
kann den Ausbaubedarf des Übertragungsnetzes reduzieren. Dabei ist allerdings zu beachten, 
dass durch eine primär dezentrale Koordination ggf. auch die Nutzung bereits bestehender Netze 
reduziert wird, wodurch keine Netzinvestitionen eingespart werden.  

3.2. Versorgungssicherheit und Systemkomplexität 

Das folgende Kapitel beschäftigt sich mit der Fähigkeit eines Systems, einen störungsfreien Be-
trieb zu gewährleisten und der Frage, wie diese von zentralen oder dezentralen Strukturen beein-
flusst wird.  

Versorgungssicherheit oder Resilienz bezeichnet die Fähigkeit eines Systems, Störungen von in-
neren oder äußeren Quellen abzuwehren oder zu verarbeiten und zum ursprünglichen Systemzu-
stand zurückzukehren (Committee on Increasing National Resilience to Hazards and Disasters und 
Committee on Science, Engineering, and Public Policy 2012). Im Bereich der Versorgungssysteme 
ist dieses Konzept besonders relevant, da diese einer großen Zahl an inneren und äußeren Ein-
flüssen ausgesetzt sind. In der Vergangenheit waren verschiedene Systemzustände zu beobach-
ten, in denen diese Einflüsse zu einem Systemausfall führten. Diese können systeminterne Ursa-
chen haben, wie im Jahr 2006, als eine geplante Leitungsabschaltung dazu führte, dass in großen 
Teilen Europas die Stromversorgung unterbrochen wurde (UCTE 2006). Allerdings kann dies 
ebenfalls durch äußere, nicht-beeinflussbare Faktoren verursacht werden, wie im Falle einer dunk-
len Flaute3 oder etwa einer Knappheit von Brennstoffen.  

In der wissenschaftlichen Literatur wurde der Begriff der Resilienz vor dem Hintergrund diverser 
wissenschaftlicher Disziplinen untersucht. Generell ist ein resilientes System durch eine komplexe 
Kombination verschiedener Faktoren definiert. Im Bereich der Versorgungssysteme sind diese in 
die Gruppen physischer (technologisch), informeller, kognitiver und sozialer Faktoren unterteilt 
(Roege et al. 2014). Für die vorliegende Untersuchung sind jedoch vorrangig Faktoren der techni-
schen Dimension relevant, die sich in der Typologie der (De)zentralisierung wiederfinden.  

Je nach (De)zentralität eines Systems wird die zur Versorgung benötigte Leistung durch eine zent-
rale Anlage oder mehrere kleine Anlagen mit geringerer Leistung bereitgestellt. Wie für technische 
Anlagen üblich, haben Erzeugungsanlagen eine bestimmte Ausfallwahrscheinlichkeit (Klöden 
2013). Unter der Annahme, dass Anlagen unabhängig von ihrer installierten Leistung eine ver-
gleichbare Ausfallwahrscheinlichkeit aufweisen, kann gefolgert werden, dass aus sicht der Versor-
gungssicherheit eine Verteilung von Erzeugungsleistung auf eine größere Anlagenzahl anzustre-

                                                           
3  Als eine dunkle Flaute wird eine Zeit mit geringer PV-Stromproduktion bei gleichzeitig ausbleibender Windstrompro-

duktion beschrieben, was zu einer deutlichen Reduktion oder einem Ausfall einer Erzeugung aus erneuerbaren Anla-
gen führt. 
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ben ist. Zwar ist für jede der Anlagen eine Betriebsstörung gleich wahrscheinlich, im Falle eines 
Ausfalls zentraler Erzeuger sind die Auswirkungen jedoch weit schwerwiegender. Durch eine Ver-
teilung der Leistung ist bei einer Störung nicht ein Ausfall der gesamten Leistung die Folge und 
eine Kompensation kleinerer Anlagen untereinander ist möglich. 

Eine Vermeidung solcher „starren Abhängigkeiten“ (Wachsmuth 2014) kann in vielen Bereichen 
des Systems zu einer Erhöhung der Resilienz führen. Vergleichbar mit den Auswirkungen einer 
Dezentralisierung der Erzeugungsanlagen ist aus dieser Perspektive auch eine Bereitstellung von 
Flexibilitäten durch verschiedene dezentrale Einheiten erstrebenswert. Unabhängig von der Netz-
ebene ist die räumliche Verteilung von Erzeugern ein Parameter, der besonders einen Einfluss auf 
die Robustheit einer dargebotsabhängigen Erzeugung hat. Befindet sich ein Großteil der installier-
ten Leistung in einer bestimmten Region, so sind mehr Anlagen von einem Ausbleiben der benö-
tigten Primärenergie betroffen, als im Falle einer größeren räumlichen Verteilung der Erzeugungs-
anlagen. Dies zeigen besonders Untersuchungen, die das intraregionale oder nationale Potenzial 
zur Reduktion des Flexibilitätsbedarfs beschreiben (Bundesnetzagentur (BNetzA) 2012; Reiner 
Lemoine Institut gGmbH 2013; Bauknecht et al. 2015). 

Eine Reduktion einer Abhängigkeit von zentralen Größen ist auch in Bezug auf die Steuerung und 
Verarbeitung der für einen Betrieb notwendigen Daten von Vorteil. Ein „System von Systemen“ 
verteilt die notwendigen Informationen auf unterschiedliche Knoten und reduziert so das Ausfallri-
siko des Gesamtsystems (Reck 2012). Neben der Sicherheit, die eine Dezentralisierung mit sich 
bringt, ist mit ihr aber auch ein relativ großer Aufwand verbunden. Viele kleine, dezentrale Flexibili-
täten und Erzeugungsanlagen führen zu entsprechend großen Datenmengen. Dafür wiederum ist 
eine IT-Infrastruktur notwendig (Stichwort Smart Grids), die die Anfälligkeit des Systems auch er-
höhen kann. 
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Tabelle 3: Technische Eigenschaften (de)zentraler Systeme 

 Dezentrales System Zentrales System 

Ausfallwahrscheinlichkeit – 
Erzeugung 

Verteilte Leistung führt zu einem 
geringeren Ausfall bei gleichen 
Wahrscheinlichkeiten pro Anlage 
– Geringeres Gesamtrisiko durch 
Dezentralisierung des Risikos 

Großer Leistungsausfall durch 
geringe Zahl an Anlagen  
 – Höheres Gesamtrisiko durch 
Zentralisierung des Risikos 

Diversität der Abhängigkeiten Eine räumliche Diversifizierung 
und eine Diversifizierung der 
Energieträger reduziert „starre 
Abhängigkeiten“ 

Gefährdung durch wenige Ener-
giequellen 

Koordinationsaufwand Große Zahl an Anlagen und Re-
gelkreisen erzeugt eine große 
Informationsmenge 

Direkte Steuerung weniger Anla-
gen erleichtert die Koordination 

Ausfallwahrscheinlichkeit - IT Verteilung der Koordinationskom-
petenzen reduziert die Gefährdung 
des Gesamtsystems im Falle ei-
nes Ausfalls. Notwendige IT-
Infrastruktur kann die Anfälligkeit 
erhöhen. 

Zentrale Koordinationskompetenz 
gefährdet größere Teile des Sys-
tems im Falle eines Ausfalls 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Da ein dezentral ausgerichtetes System in vielen Bereichen der Versorgungssicherheit Vorteile 
gegenüber einer zentralen Orientierung aufweist, ist es umso wichtiger, die damit verbundenen 
Anforderungen an die Verteilnetze zu berücksichtigen. In der Vergangenheit waren Verteilnetze 
eher für eine Top-Down Leistungsübertragung ausgelegt und sehen sich nun mit steigender De-
zentralisierung einem erhöhten Regelbedarf gegenüber. Dafür ist diese Netzebene bisher nicht 
ausgelegt. Für die Umsetzung dieser Koordinationsaufgabe sind daher zukünftig Investitionen 
notwendig, die über die des herkömmlichen Verteilnetzausbaus hinaus gehen (Bliem et al. 2014). 
Dazu zählen besonders „umfassende Informations- und Kommunikationstechnologien zwischen 
Netzkomponenten, Erzeugern, Speichern und Endverbrauchern“ (Bliem et al. 2011). 

Diese Notwendigkeit wird durch eine fortschreitende Verwendung von Technologien und Ansätzen 
hervorgerufen, die bisher nicht verwendet wurden und aufgrund ihrer dezentralen Struktur einen 
erhöhten Koordinationsaufwand zur Folge haben. In dezentralen Strukturen sind dies besonders 
kleine Verbraucher, wie Haushalte, oder neuartige Kopplungen mit dem Stromsystem, so etwa der 
Wärme-/ Kältesektor oder Elektromobilität (Bliem et al. 2011; Kloepfer 2014). Offensichtlich geht 
mit einer wachsenden Zahl an Akteuren und Anlagen ein wachsender Koordinationsaufwand ein-
her. Die Verteilung der Informationen im Rahmen eines „Systems aus Systemen“ (s.o.) kann je-
doch neben einer Reduktion der Ausfallwahrscheinlichkeit ebenfalls zu einer Verringerung der 
Komplexität des Versorgungssystems führen, da die Menge an Informationen auf eine größere 
Zahl an Reglungsverantwortlichen verteilt wird (Schmitt 2013). 
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3.3. Ökologische Auswirkungen und energetische Effizienz 

Der vermehrte Einsatz von EE und die damit einhergehende Transformation des Stromversor-
gungssystems führt zu sich ändernden Umwelteinflüssen und kann ebenfalls Einfluss auf die ener-
getische Effizienz des Systems haben. Allgemein lässt sich festhalten, dass EE-Kraftwerke im 
Vergleich zum konventionellen Kraftwerkspark negative Umweltwirkungen verringern. Die energe-
tische Effizienz ist stark von den verwendeten Technologien abhängig, eine grundsätzliche Aussa-
ge ist hier nicht möglich.  

3.3.1. Ökologische Auswirkungen 

Das Energiewende-Ziel einer Stromversorgung basierend auf erneuerbaren Energien ist prinzipiell 
sowohl mit dezentralen als auch mit zentralen EE-Kraftwerken erreichbar. Eine aus ökologischen 
Gesichtspunkten zu bevorzugende Ausrichtung der Kraftwerke in Bezug auf (De)Zentralität lässt 
sich insofern nicht benennen. Durch die Wahl des Kraftwerksstandorts lassen sich durch das 
Stromversorgungssystem bedingte Umwelteinflüsse steuern, bspw. um Naturschutzziele umzuset-
zen. Dies kann unabhängig von der Frage nach (De)Zentralität erfolgen. 

Ansonsten können sich durch die dargestellten verschiedenen (de)zentralen Ausrichtung eine 
Vielzahl unterschiedlicher und teilweise gegenläufiger Effekte ergeben. Eine dezentrale, also ver-
brauchernahe, Installation von EE-Anlagen kann zu erhöhtem Ressourcen- und Flächenverbrauch 
führen, da mehr Anlagen benötigt werden, um die gleiche Anzahl von Volllaststunden zu erreichen 
wie dies bei gleicher Anlagenanzahl an Standorten mit besten Potenzialen der Fall wäre. Gleich-
zeitig kann verbrauchsnahe Erzeugung zu einer ökologischen Entlastung durch geringeren Netz-
ausbaubedarf führen.  

Auch eine dezentrale Steuerung kann einerseits den Netzausbaubedarf reduzieren, andererseits 
aber zu zusätzlichem Flexibilitätsbedarf führen. Die daraus resultierenden ökologischen Folgen 
sind schwierig abzuschätzen, da jede Flexibilitätsoption bzw. -technologie spezifische Auswirkun-
gen bezüglich Flächen- und Ressourcenverbrauch besitzt. Gerade bei Speichern ist aber davon 
auszugehen, dass ein erhöhter Einsatz auch zu relevanten ökologischen Auswirkungen führt. 

3.3.2. Energetische Effizienz 

Eine Abwärmenutzung in KWK-Anlagen ist bei dezentralen, lastnäheren Erzeugungsanlagen oft 
einfacher umzusetzen, wodurch kraftwerksseitig eine höhere energetische Effizienz erreicht wer-
den kann. 

Tendenziell benötigt ein zentrales System im Sinne der Steuerungsebene mehr Übertragungsnet-
ze und ein dezentrales System mehr kleinskalige Flexibilitätsoptionen vor Ort, z.B. Speicher, die 
insgesamt auch stärker genutzt werden. Während durch den geringeren Einsatz der Netze Netz-
verluste reduziert werden, führt der verstärkte Einsatz von Flexibilitätsoptionen, d.h. die vermehrte 
Nutzung von Speichern und Lastmanagement, zu einem Absinken der energetischen Effizienz, da 
ihre Nutzung mit Umwandlungs- und Wirkungsgradverlusten einhergeht. 
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4. Soziale und politische Dimension 

Der fortschreitende Ersatz nuklear und fossil betriebener Kraftwerke durch EE-Anlagen hat das 
Potenzial, Stromversorgungssysteme umfassend zu transformieren. Im Folgenden soll der Frage 
nachgegangen werden, inwieweit die im vorherigen Abschnitt dargestellten Entwicklungsmöglich-
keiten in Bezug auf eine (de)zentrale Ausgestaltung der techno-ökonomischen Ebenen auch einen 
Wandel auf den sozialen und politischen Ebenen auslösen und wie die techno-ökonomische Aus-
gestaltung der Stromversorgung mit der sozialen und politischen Ebene verknüpft ist. Dafür soll die 
Bandbreite der möglichen Entwicklungen aufgezeigt werden; eine detaillierte Bewertung der Opti-
onen liegt außerhalb dieses Vorhabens. Damit soll der thematische Rahmen bezüglich möglicher 
sozio-politischer Auswirkungen der Energiewende aufgespannt werden. Eine ausführliche Unter-
suchung einzelner Aspekte erfolgt im Rahmen des durch das BMBF geförderten Forschungspro-
gramms „Umwelt- und gesellschaftsverträgliche Transformation des Energiesystems“ (siehe Fuß-
note 1). Der Fokus dieses Kapitels liegt inhaltlich auf den Dimensionen Governance, Demokratisie-
rung der Energieversorgung und Eigentumsverteilung der Stromversorgungsinfrastruktur.  

4.1. Governance-Aspekte 

Die deutsche Energiepolitik ist umfassend in ein politisches Mehrebenensystem eingebettet. Das 
wissenschaftliche Konzept der Mehrebenengovernance (Multi-Level Governance, MLG) bezieht 
sich einerseits auf die verstärkt anzutreffenden unterschiedlichen politischen Ebenen, auf die die 
Entscheidungsgewalt verteilt ist, und anderseits auf die mit dem Governance-Ansatz verbundene 
Frage nach der sich verändernden Rolle von Nationalstaaten und nicht-staatlichen Akteuren sowie 
deren Interaktionen. Im Falle von Deutschland bzw. Europa lassen sich unterhalb der klassischen 
nationalen Ebene die kommunale bzw. regionale Ebene sowie die Ebene der Bundesländer unter-
scheiden. Die Zusammenarbeit der Ebenen innerhalb eines Nationalstaates bzw. die Verteilung 
von Entscheidungskompetenzen zwischen diesen Ebenen wird auch als ‚Politikverflechtung‘ be-
zeichnet. Oberhalb der nationalen Ebene ist die deutsche Politik über die letzten Jahrzehnte in 
zunehmender Intensität in die supranationale Ebene der Europäischen Union und internationaler 
Institutionen, beispielsweise bei den Klimaverhandlungen, eingebunden.  

Bezogen auf die deutsche Energiepolitik lassen sich auf internationaler Ebene Verpflichtungen wie 
das Kyoto-Protokoll und Vereinbarungen auf EU-Ebene zur Liberalisierung des Strommarkts, die 
Vorgaben zu EE und Energieeffizienz sowie zum Emissionshandel identifizieren. Auf nationaler 
Ebene fällt die Energiepolitik unter die konkurrierende Gesetzgebung. Grundlegende energiepoliti-
sche Richtungsentscheidungen sind u.a. im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und in Bezug zum 
Ausbau von EE im EEG zu finden (Sohre 2014). Im Energiekonzept der deutschen Bundesregie-
rung sind die aktuellen Ziele bezüglich EE im Stromversorgungssystem definiert,  bis zum Jahr 
2050 mindestens 80 Prozent (Deutsche Bundesregierung 2010). Wie dieses Ziel erreicht werden 
soll – ob eher zentrale oder dezentrale Elemente zum Einsatz kommen sollen – und ob eine voll-
ständige Transformation hin zu 100 Prozent EE als Folgeschritt erwartet wird, wird nicht erläutert.  

Auf Landesebene bestehen die entscheidenden Ansatzpunkte, den Ausbau EE zu steuern, insbe-
sondere im Bauordnungs-, Raumordnungs- und Landesplanungsrecht (Agentur für Erneuerbare 
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Energien (AEE) 2013). Als organisatorischer Rahmen wurden in den letzten Jahren vermehrt lan-
deseigene Ziele für EE definiert, Landesenergiekonzepte entworfen und teilweise Klimagesetze 
erlassen (für eine vergleichende Analyse der EE-Entwicklungen in den Bundesländern siehe DIW 
Berlin et al. 2014). Die dort festgehaltenen Vorhaben und Ziele sind jedoch eher lose mit den Bun-
deszielen koordiniert, was zu Konflikten führt, die von der Erzeugung bis hin zum Netzausbau rei-
chen. Zwar ist mit dem halbjährlich stattfindenden Bund-Länder-Energiegipfel ein Instrument vor-
handen, das einen Interessenausgleich ermöglichen könnte, Ohlhorst et al. (2013) konstatieren 
jedoch, dass diese Treffen „bei Weitem nicht das Erfordernis einer umfänglichen Koordinierung der 
Energiewende erfüllen.“  

Vielerorts haben sich Kommunen und Regionen bereits vor den Ländern ambitionierte Ziele in Be-
zug auf den EE-Ausbau gesetzt. Das Institut dezentrale Energietechnologien hat auf einer 
Deutschlandkarte 83 Regionen gelistet, die sie als „Vorreiter der regionalen Energiewende“ (IdE 
2014) bezeichnen, da dort ein gesellschaftlich-politischer Beschluss für 100 Prozent EE getroffen 
wurde. Zusammen mit 63 weiteren Regionen, die zumindest die grundlegenden Prozesse initiiert 
haben, leben demnach ca. 25 Mio. Menschen in Regionen, die versuchen, vor Ort die Energie-
wende umzusetzen.  

Laut Ohlhorst et al. (2013) wird die konkrete Umsetzung der Energiewende somit vor allem auf 
lokaler bzw. regionaler Ebene initiiert. Ein „Lead von oben“ sei nicht erkennbar, vielmehr handele 
es sich um eine „Energiewende von unten“. Bedingt sei dies insbesondere durch „das große Inno-
vationspotenzial, das in der Entwicklung lokal angepasster Strategien liegt; die direkte Einbindung 
regionaler Akteure in Entscheidungsprozesse, die Chancen für eine sozial- und umweltverträgliche 
Energieversorgung bietet; sowie die Förderung der regionalen Wertschöpfung“ (ebd.).  

Es lässt sich somit festhalten, dass viele Impulse und Innovationen der deutschen Energiewende 
von der lokalen bzw. regionalen Ebene ausgehen (vgl. auch Abschnitt 4.3 zu Eigentumsverhältnis-
sen). Ausgelöst wurden diese oft von Vorreitern und „Tüftlern“, die bereits vor Einführung des EEG 
den Einsatz von EE im direkten Umfeld vorangetrieben haben. Die Einspeisegesetze auf nationa-
ler Ebene haben die lokalen und regionalen Ansätze allerdings erst auf eine breitere Basis gestellt; 
die Erfolgsgeschichte auf lokaler / regionaler Ebene lässt sich also zu einem gewissen Anteil durch 
nationale Politikgestaltung erklären. Seitdem hat das EEG mit vergleichsweise geringen Renditen 
für Anlagenbetreiber neuen Investorengruppen den Markteintritt ermöglicht. Zusätzlich hat dies 
bisher zum Ausbau vergleichsweise kleinskaliger Anlagen geführt, die von weniger kapitalstarken 
Akteuren auf lokaler / regionaler Ebene finanziert werden konnten. 

Der Umbau der Förderinstrumente für EE in Richtung Ausschreibungen hat das Potenzial, zumin-
dest einen gewissen Anteil der Initiativen auf lokaler / regionaler Ebene auszubremsen, falls bei-
spielsweise Investitionen weniger finanzkräftiger Akteure oder in Genossenschaften erschwert 
werden (vgl. z.B. Agentur für Erneuerbare Energien (AEE) 2014). Anderseits könnten neue Instru-
mente dazu beitragen, den EE-Ausbau aus räumlicher Perspektive stärker zu dezentralisieren o-
der auch den Netzausbaubedarf zu verringern, falls z.B. über Ausschreibungsmodelle die Nutzung 
verbrauchernaher bzw. netzoptimierender Standorte angereizt wird (Bode und Groscurth 2011).  
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Es kann festgehalten werden, dass es bezüglich der Entwicklung von EE in Deutschland gegensei-
tige Impulse zwischen den politischen Ebenen in Bezug auf Governance-Ansätze gegeben hat. 
Das EEG auf nationaler Ebene hat Governance-Ansätze auf Bundesland- und lokaler sowie regio-
naler Ebene verstärkt bzw. erst ermöglicht. Eine stärkere Koordination der Energiewende, z.B. 
eine stärkere technologische und räumliche Steuerung des EE-Ausbaus auf nationaler Ebene 
könnte zu einer Reduzierung von Governance-Möglichkeiten auf subnationaler Ebene führen. Ob 
sich regionale / lokale Initiativen mit weniger bzw. unabhängig von nationaler Förderung in der 
Form weiterentwickeln können, wie dies in den letzten Jahren der Fall war, ist offen. 

4.2. Demokratisierung der Energieversorgung 

Viele Befürworter einer Systemtransformation der Energieversorgung hin zu mehr EE verknüpfen 
damit die Hoffnung auf eine stärkere demokratische Kontrolle des Systems. Insbesondere die Ein-
bindung von BürgerInnen in Planungs- und Entscheidungsprozesse wird regelmäßig hervorgeho-
ben (z.B. 100 prozent erneuerbar stiftung 2012; Dunker und Mono 2013; Kunze und Becker 2014). 
Ein weiterer Aspekt, der ebenfalls unter stärkerer demokratischer Kontrolle zusammengefasst 
werden kann, ist die Verstaatlichung von Teilen des Energiesystems; insbesondere die Rekommu-
nalisierung von Stadtwerken und der Rückkauf von Stromnetzen sind hier zu nennen. Im Folgen-
den sollen die Grundfragen sowohl der Partizipation als auch der Verstaatlichung in Bezug auf 
dezentrale Stromversorgungssysteme behandelt werden. 

Partizipation 

Die Möglichkeiten zur Partizipation in politischen Prozessen für BürgerInnen sowie weitere zivilge-
sellschaftliche Akteure wurde in den letzten Jahren verstärkt gefordert und vielmals ausgebaut. In 
der Energiepolitik ist dies beispielsweise an den neuen Beteiligungsmöglichkeiten im Rahmen der 
Stromnetzentwicklung zu erkennen (Steinbach 2013). Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und 
SPD aus dem Jahr 2013 heißt es beispielsweise „Die Rechte und Beteiligungsmöglichkeiten der 
Bürger sind uns ein zentrales Anliegen“ (CDU et al. 2013). Eine Stiftung mit Fokus auf kommuna-
len / regionalen Energiesystemen mit starker Bürgerbeteiligung drückt es folgendermaßen aus: 
„Menschen in Entscheidungen, die sie betreffen, einzubinden, ist ein demokratisches Grundprinzip. 
Nur wer es beachtet, wird als verantwortungsbewusster Akteur wahrgenommen“ (100 prozent er-
neuerbar stiftung 2012). Im Rahmen des Ausbaus von EE ist dabei oft auch von ‚Teilhabe‘ (Land 
2011; Becker et al. 2012) die Rede, welche eng mit der Frage nach Akzeptanz verknüpft wird.  

In der Praxis kann die Art und Weise der Einbindung stark variieren und sollte abhängig vom Kon-
fliktpotenzial und den mit dem Projekt verbundenen Unsicherheiten (vgl. Abbildung 1) gewählt 
werden4.  

                                                           
4  Für weitere Aspekte bezüglich der Gestaltung von Partizipationsverfahren beim Ausbau von EE siehe z.B. die Rat-

geber der 100 prozent erneuerbar stiftung (2012) oder des NABU (2008). 
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Abbildung 1: Auswahlschema für die Beteiligungsformen 

 
Quelle: 100 prozent erneuerbar stiftung 2012 

 

Eine Frage ist, inwiefern eine stärkere Demokratisierung und Partizipation von einer technisch-
ökonomischen Dezentralisierung entsprechend der in Kapitel 2 beschriebenen Dimensionen ab-
hängt. Dabei ist zunächst zu fragen, inwiefern partizipative Planungsprozesse oder Entscheidungs-
findungen tatsächlich demokratischer sind als beispielsweise solche, die von gewählten Repräsen-
tanten durchgeführt werden. Insbesondere in Governance-Netzwerken (wie sie in der Energiepoli-
tik bspw. als „Plattform zukunftsfähige Energienetze“ oder „Plattform erneuerbare Energien“ anzu-
treffen sind), in denen neben ExpertInnen und Verbänden auch zivilgesellschaftliche Akteure ver-
treten sind, kann es zu einer Verschleierung der Verantwortlichkeiten (Klijn und Koppenjan 2012) 
oder sogar zu einer Auskopplung aus demokratischen Prozessen kommen, was letztlich zu einer 
Auflösung des Prinzips „eine Person, eine Stimme“ führen kann (Papadopoulos 2010).  

Für eine möglichst demokratische Ausgestaltung von Partizipationsmöglichkeiten in der Energiepo-
litik erscheint insofern der gewählte Prozess (vgl. Abbildung 1 und Dunker und Mono 2013) und die 
Auswahl der einbezogenen Akteure entscheidender als die räumliche Ebene. Der Koordinierungs-
aufwand ist für Beteiligungsprozesse, die größere Bevölkerungsteile betreffen, höher einzuschät-
zen, kann diese Kriterien im Prinzip aber trotzdem erfüllen.  

Bezogen auf die Frage nach (De)Zentralität lässt sich somit die These aufstellen, dass sowohl de-
zentrale als auch zentrale Projekte mit oder ohne Beteiligung geplant und umgesetzt werden kön-
nen, es im Sinne einer möglichst demokratischen Beteiligung aber insbesondere auf die gewählten 
Instrumente und einbezogenen Akteure ankommt.  
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Verstaatlichung / Rekommunalisierung 

Die Debatten rund um Verstaatlichung und Rekommunalisierung im Stromversorgungssystem sind 
insbesondere auf die Netzinfrastruktur fokussiert. Zwar ist die Diskussion eng an die grundsätzli-
che Frage nach ‚öffentlicher oder privater‘ Kontrolle angelehnt; da es sich bei Stromnetzen um 
natürliche Monopole handelt, lautet die Frage aber eher regulierter privatwirtschaftlicher Wettbe-
werb vs. öffentliches Unternehmen (Höffler 2013).  

Es sollte dabei jedoch zwischen Übertragungs- und Verteilnetzen unterschieden werden. Auf Über-
tragungsnetzebene wurde im Zuge der Liberalisierung des Strommarktes eine Verstaatlichung der 
Netze im Rahmen einer ‚Netz AG‘ diskutiert. Dabei standen jedoch technische, organisatorische 
und regulatorische Fragen sowie die Frage nach Effizienz und Synergien im Vordergrund (vgl. 
Ruhbaum 2011).  

Auf Verteilnetzebene gibt es eine Vielzahl an lokalen und kommunalen Versorgern, die sich in öf-
fentlichem, privatem oder gemischtem Eigentum befinden. Befürworter von dezentralen Ansätzen 
betonen beispielsweise die Rolle von Unternehmen in kommunaler Hand als Arbeitgeber und In-
vestor, als mögliche Entlastung für den kommunalen Haushalt bzw. in der Quersubventionierung 
von verlustbringenden Geschäftsbereichen. Auch die gesteigerten Möglichkeiten, die lokale bzw. 
regionale Energiewende voranzubringen wird herausgestellt (Becker et al. 2012; Landsberg 2013). 
Landsberg stellt dabei auch demokratietheoretische Überlegungen an: „[Die Kommunalwirtschaft] 
wird kontrolliert durch die Städte und Gemeinden, also letztlich durch die Bürgerinnen und Bürger, 
die bei den Kommunalwahlen bestimmen können, ob sie mit dem vor Ort Geleisteten zufrieden 
sind oder einen Wechsel wünschen“ (2013). Demgegenüber äußert sich beispielsweise Höfler e-
her kritisch und merkt an, dass gerade durch Quersubventionierungen eine mangelnde Transpa-
renz vorherrscht, die auch durch eine demokratische Kontrolle durch gewählte Repräsentanten 
nicht ausgeglichen werden kann (Höffler 2013). 

Den Ruf nach Verstaatlichung der Stromnetze gibt es sowohl für die Übertragungsnetze, die in 
einem zentralen System eine größere Rolle spielen, als auch für die Verteilnetze, die in einem de-
zentralen System an Bedeutung gewinnen. Da beides zu einer stärkeren demokratischen Kontrolle 
beitragen kann, erscheint die technische Struktur – also die Frage, ob das Stromversorgungssys-
tem eher zentral oder dezentral ausgeprägt ist – für eine Bewertung aus demokratietheoretischer 
Sicht nicht entscheidend. Die explizite Verbindung von demokratietheoretischen Überlegungen mit 
Verstaatlichungsplänen lässt sich allerdings eher auf kommunaler Ebene finden. Es ist daher zu 
vermuten, dass die entsprechenden Befürworter implizit davon ausgehen, dass eine dezentrale 
und somit kommunale Governance demokratischer ist als sie es auf Landes- oder Bundesebene 
sein könnte. 

4.3. Eigentumsverteilung der Stromversorgungsinfrastruktur 

Die Frage der Eigentumsverteilung in der Stromversorgungsinfrastruktur wird oft in Kombination 
mit Akzeptanzfragen (z.B. Musall und Kuik 2011; Müller-Kraenner und Langsdorf 2012) oder auch 
unter dem Stichwort der (finanziellen) Partizipation (vgl. 100 prozent erneuerbar stiftung 2012, 
Dunker und Mono 2013, Abschnitt 4.2) diskutiert. Für die Analyse der Eigentumsverteilung lassen 
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sich einige der technologischen Systemebenen aus Kapitel 2 heranziehen, insbesondere in Bezug 
auf Kraftwerke und zukünftig eventuell auf Flexibilitätsoptionen. Die technische Steuerung des 
Systems mag zwar teilweise auf Verteilnetzbetreiber übergehen, eine stärkere direkte BürgerIn-
nenbeteiligung ist hier aus technischen Gründen aber eher unwahrscheinlich. 

Die Eigentumsverteilung im Stromsystem hat sich unter dem Einfluss der durch die EU eingeleite-
ten Liberalisierung des Strommarktes sowie durch Fusionen und Übernahmen um die Jahrtau-
sendwende zunächst insbesondere in den Händen der vier großen deutschen Versorger kon-
zentriert (Wollmann et al. 2010). Die Einführung des EEGs eröffnete Möglichkeiten für Akteure, die 
mit geringerem Kapitalaufwand und geringeren Renditeerwartungen in kleinskalige EE-Anlagen 
investieren konnten. Die vier großen sowie weitere bereits vorher existierende Versorger hatten 
einen kombinierten Anteil von 12 Prozent der Ende 2012 in Deutschland installierten 72,9 GW an 
EE-Leistung. Federführend sind insbesondere Privatpersonen mit 35 Prozent und kleinere Unter-
nehmer wie Landwirte und Projektierer (vgl. Abbildung 2). 

Abbildung 2: Eigentümerverteilung von 72,9 GW installierter EE-Leistung in Deutschland 
2012 

 
Quelle: Angepasst nach Trend:research 2013) 

 

Diesen Anteil an kleineren Investoren fassen Trend:research und Leuphana Universität (2013) in 
einer weiteren Veröffentlichung als „Bürgerenergie“ zusammen. Dazu werden verschiedene Ab-
grenzungskriterien angegeben: die an der Finanzierung beteiligte Akteursgruppe – Privatpersonen 
sowie landwirtschaftliche Einzelunternehmen bzw. juristische Personen (keine Großkonzerne) – 
nutzt Eigenkapital und besitzt umfassende Stimm- und Kontrollrechte; die BürgerInnen halten min-
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destens 50 Prozent der Stimmrechte; die investierenden BürgerInnen stammen aus der Region in 
der die Anlage installiert wurde (Trend:research und Leuphana Universität Lüneburg 2013). 

In einer weniger engen Definition von Bürgerenergie werden auch Minderheitsbeteiligung, eine 
gewisse Aufweichung des Regionalitätsprinzips und kommunale Unternehmen berücksichtigt 
(ebd.). Zur Bürgerenergie werden auch Genossenschaften gezählt, die von vielen Akteuren als 
besonders demokratische Organisationsform angesehen werden, da die Einstiegshürden oft ver-
gleichsweise niedrig sind, sich auch Personen an EE-Anlagen beteiligen können, die keine eige-
nen Land- oder Dachflächen besitzen und die Stimme jedes einzelnen Mitglieds gleichberechtigt 
ist, unabhängig von der Höhe der Einlage (Becker et al. 2012; Kunze und Becker 2014; 
Trend:research und Leuphana Universität Lüneburg 2013).  

Neben der Investition in Erzeugungsanlagen sind auch Investitionen von diversen Akteuren in Fle-
xibilitätsoptionen wie Speicher oder Regelungsgeräte zur Steuerung des Verbrauchs denkbar. In-
wieweit dieses Feld zukünftig von den Versorgern, IT-Firmen im Zuge von Smart Homes oder Bür-
gerInnen bestimmt sein wird, lässt sich noch nicht abschätzen. Auch die Eigentumsstrukturen der 
Stromnetze könnten sich zukünftig verändern (vgl. auch Abschnitt 4.2). Neben kommunalen Un-
ternehmen ist auch hier eine stärkere Bürgerbeteiligung möglich wie das Beispiel Elektrizitätswer-
ke Schönau zeigt, wo die Verteilnetzübernahme durch eine Bürgergenossenschaft erfolgte. 

Diesen Ansätzen ist gemein, dass sie einer größeren Bevölkerungsgruppe eine finanzielle Teilha-
be an Teilen des Stromversorgungssystems ermöglichen. Eine umfassende Beteiligung möglichst 
aller Bevölkerungsschichten ist dadurch allerdings nicht automatisch gegeben, da auch die relativ 
niedrigen Einstiegshürden, wie sie bei Genossenschaften oft zu finden sind, für bestimmte Bevöl-
kerungsteile immer noch zu hoch liegen.  

Es lässt sich festhalten, dass sich seit der Einführung des ersten Einspeisegesetzes die Anzahl an 
(Mit-)Eigentümern mit direkten Einflussmöglichkeiten auf das Stromversorgungssystem insbeson-
dere im erneuerbaren Kraftwerkspark vergrößert hat. Dies ist bedingt durch die im Vergleich zu 
konventionellen Kraftwerken geringeren absoluten Investitionskosten der dezentralen Erzeu-
gungsanlagen und die durch das EEG vorgesehenen geringeren Renditen. Trotzdem scheint die 
höhere Eigentumsverteilung keine automatische Folge eines dezentralen Systems, da im Prinzip 
auch in zentralen Strukturen die Anzahl der Eigentümer erhöht werden könnte. Möglich wäre dies 
beispielsweise mit vergleichsweise geringeren Einflussmöglichkeiten bzw. Entscheidungsrechten 
über Anleihen, wie sie mit regionalem Bezug für den Stromnetzausbau angedacht wurden (BMU et 
al. 2013; Beckers et al. 2014) oder klassisch über eine direkte Beteiligung an Unternehmen in der 
Energiebranche in Form von Anleihen oder Aktien. Somit ist eine stärkere Eigentumsverteilung 
zwar nicht an eine dezentrale Systemsteuerung geknüpft, jedoch kann in der Praxis eine breitere 
Eigentumsverteilung durch eine Dezentralisierung der technischen Infrastruktur gestützt werden. 
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